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Nur wenige Wochen nach dem
Attentat von Sarajevo am 28.

Juni 1914 auf den österreichischen
Thronfolger Erzherzog Franz Fer-
dinand und seine Gemahlin Sophie
sollte sich die innere Lage der
Habsburgermonarchie grundle-
gend ändern. Quasi über Nacht
brachte die Mobilmachung der ‚be-
waffneten Macht‘ ab dem 25. Juli
einen enormen Machtzuwachs für
die Regierung und vor allem für
die Militärs auf Kosten von Politik
und Verwaltung. Der damalige
österreichische Minister-
präsident, Karl Graf
Stürgkh, stellte in einer
Weisung an die Verant-
wortlichen in den Ländern
sogleich klar, dass alles
dem Krieg untergeordnet
werden müsse: Die „Ori-
entierung aller Kräfte im
Staate“ müsse „auf die si-
chere, rasche und vollkom-
mene Erreichung des
Kriegszweckes“ gerichtet
werden. Schon zuvor hatte
Kaiser Franz Joseph die
Sitzungen des österreichi-
schen Parlaments und der Landta-
ge infolge der national motivierten
Streitereien schließen lassen. Die
Staatsmacht konnte dabei auf ein
umfassendes, kriegsabsolutisti-
sches Regelwerk von Ausnahme-
verfügungen zurückgreifen, das
bereits Jahre vor dem Kriegsaus-
bruch entstanden war – besonders
im Zuge der außenpolitischen Kri-
sensituationen auf dem Balkan.
Von der Überzeugung getragen,

dass es im künftigen Kriegsfall
nicht nur darum ging, den sicheren
Ablauf der Mobilisierung zu ge-
währleisten und die militärischen
Maßnahmen möglichst geheim zu
halten, wurden weitreichende Ver-
fügungen und Ausnahmegesetze
erlassen, die auch die gesamte Zi-
vilbevölkerung in die Kriegslei-
stungspflicht nehmen sollten. Ne-
ben der militärischen Mobilisie-
rung von hunderttausenden wehr-
pflichtigen Männern, von denen
bereits Anfang August 1914 allein

im Kronland Tirol etwa 63.000 Sol-
daten, darunter ca. 25.000 Trenti-
ner, betroffen waren, ging es für
die Militärs in der Folge auch dar-
um, die Ausnahmeverfügungen auf

Kosten der Zivilgesellschaft mög-
lichst lange aufrecht zu erhalten.
Denn es hatte sich sehr bald abge-
zeichnet, dass der Krieg nicht nur
eine kurze ‚Strafexpedition‘ gegen
Serbien sein würde.

Der „Ausnahmestaat“

Wie in der gesamten österreichi-
schen Reichshälfte traten auch in
Tirol am 25. Juli 1914 zahlreiche
Notverordnungen und Ausnahme-
verfügungen in Kraft, die eine Ein-

schränkung bzw. Aufhe-
bung der staatsbürgerli-
chen Grundrechte vorsa-
hen. Mit Berufung auf das
sogenannte ‚Suspensions-
gesetz‘ vom 5. Mai 1869
etwa wurden die Freiheit
der Person, die Unverletz-
lichkeit des Hausrechts,
der Schutz des Briefge-
heimnisses, die Vereins-
und Versammlungsfrei-
heit, das Recht der freien
Meinungsäußerung und
der Pressefreiheit aufge-
hoben. Praktisch bedeute-

te das u. a. die Einführung einer
Brief- und Pressezensur, die Auflö-
sung bestehender und das Verbot
der Gründung neuer Vereine und
der Abhaltung von (politischen)
Versammlungen. Eine weitere
Maßnahme betraf den Bereich der
Gerichtsbarkeit: Ein Gesetz aus
dem Jahr 1873 ermöglichte im
Krieg die Einstellung der Wirk-
samkeit der Geschworenengerich-
te. Es gab im Krieg demnach in Ti-

rol keine Geschworenengerichts-
barkeit mehr. Zusätzlich wurden
Zivilpersonen für die sogenannten
Verbrechen gegen die Kriegs-
macht des Staates (Verleitung zur
Verletzung der Militärdienstver-
pflichtung, Spionage u.s.w.) in die
Kompetenz der Militärgerichts-
barkeit überstellt.
Die Herrschaft des Militärs wurde
schließlich durch eine weitere Aus-
nahmebestimmung gefestigt. Das
ebenfalls 1912 erlassene so genann-
te Kriegsleistungsgesetz erlaubte
es dem Staat, im Krieg von jedem
Bürger ganz konkrete Leistungen
zu erzwingen, wie beispielsweise
die Einquartierung von Truppen in
privaten Unterkünften oder die Be-
reitstellung von Transport-, Le-
bens- bzw. Futtermitteln und Vieh.
Auch private Immobilien konnten
beschlagnahmt und kriegswichtige
Betriebe unter militärische Kon-
trolle gestellt werden. Dabei wurde
den militärischen Kommandos das
Recht eingeräumt, die Kriegslei-
stungen entweder direkt oder über
eine Anweisung der lokalen Behör-
den bei der Bevölkerung in An-
spruch zu nehmen. Dieses Recht
betraf in erster Linie die Arbeits-
pflicht aller arbeitsfähigen männli-
chen Zivilpersonen bis zum 50. Le-
bensjahr, die auf diese Weise der
militärischen Disziplinar- und
Strafgewalt unterworfen wurden.
Im Verlauf des Krieges wurde diese
Regelung indirekt auch auf die
Frauen ausgeweitet. 
All diese Maßnahmen wurden von
einer geheimen und auf keiner ge-

Die Herrschaft 
des Militärs

Nach dem Kriegsbeginn und insbesondere nach dem italienischen Kriegseintritt im Mai 1915 gab es in 
Tirol nur mehr eine Macht: das Militär. Der Innsbrucker Historiker Hermann Kuprian beschäftigt sich im zweiten 
Teil der Artikelserie über die Geschichte Tirols im Ersten Weltkrieg mit der „Herrschaft des Militärs“ und 
zeigt, wie einschneidend die militärischen Maßnahmen für die Tiroler Gesellschaft waren.

Zerstörungen des Krieges:

Das nahe der Front gelegene
Dorf Sexten

F
o
to

: 
Z

e
n
tr

u
m

 f
ü
r 

E
ri
n
n
e
ru

n
g
s
k
u
lt
u
r 

u
n
d

 G
e
s
c
h
ic

h
ts

w
is

s
e
n
s
c
h
a
ft
, 

U
n
iv

e
rs

it
ä
t 

In
n
s
b

ru
c
k
, 

S
a
m

m
lu

n
g
 S

c
h
e
m

fil
 

Postkarte des Tiroler Volksbundes: 

Der genagelte Schuh tritt 1915 einen 
zerlumpten Irredentisten aus dem südlichen

Tirol. Die auf der Rückseite aufgedruckte 
Widmung und Losung lautet: „Der Tiroler
Volksbund den Truppen in Tirols Bergen. 

Es gab kein ‚Trentino‘ und wird 
nie eines geben!“
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setzlichen Basis beruhenden Be-
hörde zentral gelenkt und über-
wacht: das sogenannte ‚Kriegs-
überwachungsamt‘. Es kontrollier-
te den Einsatz der Arbeitskräfte,
den Telefon- und Telegrafenver-
kehr, beobachtete nationale und
politische Strömungen und erstell-
te regelmäßig Berichte über die
Stimmung der Bevölkerung im
Hinterland und der Soldaten an
der Front. Vor allem verfügte die-
ses Amt aber über die Internie-
rung von ‚politisch Unzuverlässi-
gen‘ (PU), ferner koordinierte es
die Verteilung bzw. Unterbringung
der Kriegsflüchtlinge und Kriegs-
gefangenen und war damit be-
traut, die Presse zu überwachen

und zu zensurieren.
Begründeten alle diese Ausnahme-
regelungen zumindest theoretisch
den Anspruch einer umfassenden
diktatorischen Gewalt, so zögerten
die Militärs jedoch auch nicht, da-
von in der Kriegsrealität Gebrauch
zu machen – und zwar weit über
Gebühr. Tirol befand sich schon
fast ein Jahr im Kriegszustand, als
die italienische Kriegserklärung
wie eine Katastrophe über das
Land hereinbrach.

Der ‚Intervento‘ und die 
Militärherrschaft in Tirol

Als am 23. Mai 1915 Italien der
Habsburgermonarchie den Krieg
erklärte, war man aufgrund der
massiven Truppeneinsätze an der
Ostfront zwar weniger militärisch,
wohl aber längst propagandistisch
darauf vorbereitet. Man hatte ei-
nen solchen Schritt vom „verräteri-
schen Erzfeind“ ohnehin erwartet.
Noch vor dem italienischen Inter-
vento kam es zur Ausdehnung der
Landsturmpflicht vom 42. auf das

50. Lebensjahr; zudem verfügte
der Kaiser die Aufstellung der Ti-
roler Standschützen. Darüber hin-
aus erließ der Monarch noch am
selben Tag eine folgenschwere
Notverordnung, die dem Ober-
kommandierenden der neuen Süd-
westfront, Erzherzog Eugen, und
damit auch seinem Tiroler Landes-
verteidigungskommandanten, Ge-
neral Viktor Dankl, im gesamten
Etappenbereich die politische und
zivile Befehlsgewalt übertrug. Fol-
genschwer deshalb, weil beide –
wie die meisten führenden öster-
reichischen Militärs – ein tiefes
Misstrauen gegenüber der Loyali-
tät der italienischsprachigen Be-
völkerung Tirols hegten. So nimmt

es nicht wunder, dass man vor al-
lem im Trentino die militärische
Machtfülle am stärksten zu spüren
bekam. Als Grenzland zu Italien
war man zwar schon vor dem Krieg
an eine starke Truppenpräsenz, an
militärische Einmischungsversu-
che, an die diversen Maßnahmen
zur Bekämpfung des ‚Irredentis-
mus‘ oder auch an die diskriminie-
rende Behandlung der Soldaten
gewöhnt. Nun aber geriet die ge-
samte Trentiner Bevölkerung ohne
Ausnahme in die Fänge einer oft
drakonisch vorgehenden Militär-
herrschaft. Allein innerhalb der er-
sten Tage und Wochen nach der
italienischen Kriegserklärung
wurden über 50.000 Trentiner in
das österreichische Hinterland ab-
geschoben. Sie wurden in verschie-
denen Flüchtlingslagern oder in
Gemeinden in Böhmen, Mähren,
Nieder- und Oberösterreich
zwangsevakuiert; tausende Trenti-
ner, die man für ‚politisch unver-
lässlich‘ hielt, wurden in Katzenau
bei Linz in einem eigenen Lager in-
terniert. Ganze Landstriche wur-

den gleichsam über Nacht ‚entvöl-
kert‘ und damit auch der Zerstö-
rung preisgegeben. Diese Vor-
gangsweise war mit strategischen
und sicherheitspolitischen Argu-
menten allein nicht mehr zu be-
gründen. Sie entsprang dem mili-
tärischen Misstrauen gegenüber
der italienischen Minderheit.
Während die Betroffenen über
Monate und Jahre unter vielfach
unerträglichen und in ärmlichen
Verhältnissen in der Diaspora ver-
bringen mussten, konnte sich von
den Zurückgebliebenen niemand
mehr sicher wähnen. Beim gering-
sten Verdacht war man den Polizei-
behörden und der streng vorge-
henden Militärjustiz ausgeliefert –
vielfach auch nur aufgrund von
Verleumdungen und anonymen
Anzeigen. Das willkürliche Vorge-
hen der Militärs betraf naturge-
mäß besonders die politische Elite
des Landes. Das Militär trug sich
beispielsweise sogar im Gedanken,
den Statthalter Friedrich Graf
Toggenburg abzusetzen. Die Tren-
tiner Politiker oder auch kirchli-
chen Würdenträger galten pau-
schal als unzuverlässig. Der Groß-
teil von ihnen wurde interniert
oder in ein militärgerichtliches
Verfahren verstrickt. 
Den Höhepunkt der militärischen
Herrschaft stellten jedoch die
1915/16 vom k. u. k Kommando der
Südwestfront entwickelten und
teilweise auch eigenmächtig umge-
setzten Germanisierungspläne dar.
Sie waren Teil umfassenderer Maß-
nahmen zur ‚Bekämpfung des ita-
lienischen Irredentismus‘ und zu
einer grundlegenden Reform des
Staates und der Verwaltung. Die-
sen Plänen zufolge sollten bei-
spielsweise alle öffentlichen Auf-
schriften im Trentino ebenso wie
alle Ortsnamen nur mehr in deut-
scher Aufschrift angebracht und
die deutsche Sprache als alleinige
Staatssprache eingeführt werden.
Unterstützung erhielten die Mili-
tärbehörden dabei vor allem von
den deutschnationalen Schutzver-
einen, speziell vom Tiroler Volks-
bund und vom Deutsch-Österrei-
chischen Alpenverein, in deren Rei-
hen man sich schon länger mit der
Frage der ‚Wiedereinführung‘ der
vermeintlichen ‚alten Ortsnamen‘
beschäftigte. Weitere Reformpläne
betrafen unter anderem die Beam-
tenschaft, die Stärkung des ‚deut-
schen Elementes‘ in den Grenzge-
bieten, die Ausweitung der Militär-
gerichtsbarkeit, die Kontrolle der
Presse, die Schaffung einer Grenz-

schutzzone, die Einschränkung der
autonomen Verwaltung, die Re-
form der Schule und Kirche sowie
die strikte Überwachung des Ver-
einswesens. All diese geplanten
Maßnahmen waren letztlich gegen
die italienische Minderheit in Tirol
gerichtet. Nur der Widerstand der
zivilen Zentralstellen und die frei-
lich viel zu spät kommende ‚Demo-
kratisierung‘ unter dem jungen
Kaiser Karl ab Mai 1917 konnten
die Umsetzung dieser militärischen
Vorstellungen weitgehend verhin-
dern. Dennoch erinnern sie in ihrer
radikalen Konzeption teilweise an
die wenige Jahre später in der Zwi-
schenkriegszeit unter umgekehr-
ten Vorzeichen effektiv auch umge-
setzten faschistischen Maßnahmen
in Südtirol.
Die sich dramatisch verschlech-
ternde Versorgungslage und die
wachsenden nationalen und sozia-
len Spannungen hatten unterdes-
sen vor allem im Trentino einen
staatlichen und gesellschaftlichen
Entfremdungs- und Entsolidari-
sierungsprozess in Gang gesetzt,
der zu einem wesentlichen Teil
dem selbstherrlichen Vorgehen
des Militärs geschuldet war. Tirol
schien schon vor dem Ende des Er-
sten Weltkrieges ein ‚geteiltes
Land‘ zu sein.

Zur Person

Hermann J. W. Kuprian ist Historiker
und Assistenzprofessor am Institut für
Geschichtswissenschaften und Eth-
nologie der Universität Innsbruck.

Das Buch

Katastrophenjahre. Der Erste Welt-
krieg und Tirol, Innsbruck 2014
Herausgegeben von Hermann J. W.
Kuprian und Oswald Überegger

Tiroler Landesverteidigungskommandant General Viktor Karl Dankl (1854–1941) 

auf dem Balkon des Militärkommandogebäudes in der Innsbrucker Erler Straße 

(26. Juli 1914)
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